
Gesetzblatt TeilII Nr. 6 — Ausgabetag: 31. Juli 1987 67

v) Durchführung von Untersuchungen über die Mög­
lichkeit der .Einrichtung geeigneter Systeme zur 
Strahlungsüberwachung;

c) einem Teilnehmerstaat oder Mitgliedstaat, der bei einem 
nuklearen Unfall oder strahlungsbedingten Notfall um 
Hilfe ersucht, geeignete Mittel zur Verfügung zu stellen-, 
die für den Zweck einer Erstbeurteilung des Unfalls oder 
Notfalls bestimmt sind;

d) den Teilnehmerstaaten und Mitgliedstaaten bei einem 
nuklearen Unfall oder strahlungsbedingten Notfall ihre 
guten Dienste anzubieten;

e) mit in Betracht kommenden internationalen Organisa­
tionen Verbindung aufzunehmen und aufrechtzuerhal­
ten, um sachdienliche Informationen und Daten einzu­
holen und auszutauschen und den Teilnehmerstaaten, 
Mitgliedstaaten und vorgenannten Organisationen ein 
Verzeichnis dieser Organisationen zur Verfügung zu 
stellen.

A r t i k e l  6 
Vertraulichkeit und öffentliche Erklärungen

(1) Der ersuchende Staat und die hilfeleistende Partei wah­
ren die Vertraulichkeit jeder vertraulichen Information, die 
ihnen im Zusammenhang mit der Hilfeleistung bei einem 
nuklearen Unfall oder strahlungsbedingten Notfall zugäng­
lich wird. Solche Informationen werden ausschließlich für den 
Zweck der vereinbarten Hilfeleistung verwendet.

(2) Die hilfeleistende Partei unternimmt alle Anstrengun­
gen, um sich mit dem ersuchenden Staat abzustimmen, bevor 
Informationen über die im Zusammenhang mit einem nukle­
aren Unfall oder strahlungsbedingten Notfall geleistete Hilfe 
veröffentlicht werden.

A r t i k e l  7 
Erstattung der Kosten

(1) Eine hilfeleistende Partei kann dem ersuchenden Staat 
kostenlose Hilfe anbieten. Bei der Erwägung, ob Hilfe auf 
dieser Grundlage angeboten werden soll, berücksichtigt die 
hilfeleistende Partei

a) die Art des nuklearen Unfalls oder strahlungsbedingten 
Notfalls;

b) den Ort des Ursprungs des nuklearen Unfalls oder strah­
lungsbedingten Notfalls; <

c) die Bedürfnisse von Entwicklungsländern; i
d) die besonderen Bedürfnisse von Ländern ohne Kern­

anlagen und
e) andere in Betracht kommende Faktoren.
(2) Wird die Hilfe ganz oder teilweise auf der -Grundlage 

der Kostenerstattung geleistet, so erstattet der ersuchende 
Staat der hilfeleistenden Partei die angefallenen Kosten für 
Dienstleistungen, die von Personen oder Organisationen für 
sie erbracht werden, sowie alle Ausgaben im Zusammenhang 
mit der Hilfeleistung, soweit diese Ausgaben vom ersuchen­
den Staat nicht unmittelbar getragen werden. Sofern nichts 
anderes vereinbart ist, werden die Kosten umgehend erstattet, 
nachdem die hilfeleistende Partei den ersuchenden Staat zur 
Erstattung auf gefordert hat; die Erstattungsbeträge sind frei 
transferierbar, ausgenommen solche für örtlich entstandene 
Kosten.

(3) Ungeachtet Absatz, 2 kann die hilfeleistende Partei jeder­
zeit ganz oder teilweise auf die Erstattung verzichten oder 
einem Zahlungsaufschub zustimmen. Bei Erwägung eines 
solchen Verzichts oder Zahlungsaufschubs nehmen hilfelei­
stende Parteien auf die Bedürfnisse von Entwicklungsländern 
gebührend Rücksicht.

A r t i k e l  8 
Privilegien, Immunitäten und Erleichterungen

(1) Der ersuchende Staat gewährt dem Personal der hilfelei­
stenden Partei und dem für sie tätigen Personal die zur - 
Durchführung seiner Hilfeleistungsäufgaben erforderlichen 
Privilegien, Immunitäten und Erleichterungen.

(2) Der ersuchende Staat gewährt dem Personal der hilfe­
leistenden Partei oder dem für sie tätigen Personal, das dem 
ersuchenden Staat ordnungsgemäß gemeldet und von ihm zu­
gelassen worden ist, folgende Privilegien und Immunitäten:

a) Immunität von Festnahme, Haft und Gerichtsbarkeit, 
einschließlich Straf-, Zivil- und Verwaltungsgerichtsbar­
keit, im ersuchenden Staat in bezug auf Handlungen 
oder Unterlassungen bei der Wahrnehmung seiner Auf­
gaben und

b) Befreiung von Steuern, Zöllen oder sonstigen Abgaben 
mit Ausnahme derjenigen,, die normalerweise im Preis 
von Waren enthalten sind oder für Dienstleistungen ge­
zahlt werden, in bezug auf die Durchführung seiner Hil­
feleistungsaufgaben.

(3) Der ersuchende Staat
a) gewährt der hilfeleistenden Partei Befreiung von Steu­

ern, Zöllen oder sonstigen Abgaben für Ausrüstungen 
und sonstige Sachwerte, die-von der hilfeleistenden Par­
tei zum Zweck der Hilfeleistung in das Hoheitsgebiet des 
ersuchenden Staates gebracht werden, und

b) gewährt Immunität von Beschlagnahme, Pfändung oder 
Einziehung dieser Ausrüstungen und Sachwerte.

(4) Der ersuchende Staat gewährleistet die Rückführung 
dieser Ausrüstungen und Sachwerte. Vor der Rückführung, 
trifft der ersuchende Staat auf Ersuchen der -hilfeleistenden 
Partei im Rahmen seiner Möglichkeiten Vorkehrungen für 
die erforderliche Dekontamination wiederverwendbarer Aus­
rüstungen, die zur Hilfeleistung bestimmt waren.

(5) Der ersuchende Staat erleichtert die Einreise und Ein­
fuhr in sein Hoheitsgebiet, den Aufenthalt und Verbleib in 
seinem Hoheitsgebiet und die Ausreise und Ausfuhr aus sei­
nem Hoheitsgebiet für das nach Absatz 2 gemeldete Personal 
sowie die für die Hilfeleistung bestimmten Ausrüstungen und 
sonstigen Sachwerte.

(6) Dieser Artikel verpflichtet den ersuchenden Staat nicht, 
seinen Staatsbürgern oder den Personen mit ständigem Auf­
enthalt in diesem Staat, die in den vorstehenden Absätzen 
vorgesehenen Privilegien und Immunitäten zu gewähren.

(7) Unbeschadet der Privilegien und Immunitäten sind alle 
Personen, die aufgrund dieses Artikels solche Privilegien und 
Immunitäten genießen, verpflichtet, die Gesetze und sonstigen 
Rechtsvorschriften des ersuchenden Staates zu beachten. Sie 
sind auch verpflichtet, sich nicht in die inneren Angelegen­
heiten des ersuchenden Staates einzumischen.

(8) Dieser Artikel beeinträchtigt nicht die Rechte und Pflich­
ten in bezug auf Privilegien und Immunitäten, die aufgrund 
anderer internationaler Abkommen oder der Regeln des Völ­
kergewohnheitsrechts gewährt werden.

(9) Ein Staat kann bei der Unterzeichnung, Ratifikation, 
Annahme oder Bestätigung dieser Konvention oder dem Bei­
tritt zu dieser erklären, daß er sich durch die Absätze 2 und 3 
ganz öder teilweise nicht als gebunden betrachtet.

(10) Ein Teilnehmerstaat, der eine Erklärung nach Absatz 9 
abgegeben hat, kann diese jederzeit durch eine an den Depo­
sitar gerichtete Notifikation zurücknehmen.

A r t i k e 1 9 
Transit von Personal, Ausrüstungen 

und sonstigen Sachwerten
Jeder Teilnehmerstaat bemüht sich auf Ersuchen des ersu­

chenden Staates oder der hilfeleistenden Partei, den Transit 
von Personal, Ausrüstungen und sonstigen Sachwerten, die 
ordnungsgemäß gemeldet und für die Hilfeleistung bestimmt 
sind, durch sein Hoheitsgebiet zu und von dem ersuchenden 
Staat zu erleichtern,

A r t i k e l  1 0  
Ansprüche und Schadenersatz

(1) Die Teilnehmerstaaten arbeiten eng zusammen, um die 
Erledigung gerichtlicher Verfahren und von Ansprüchen nach 
diesem Artikel zu erleichtern.


